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Alte Hansestadt Lemgo 
 
482 Bekanntmachung der Gebäudewirtschaft 

Lemgo (GWL) 
 
Der Rat der Alten Hansestadt Lemgo hat am 22.10.2007 
die Bildung der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Gebäu-
dewirtschaft Lemgo (GWL) beschlossen. Nach der Be-
triebssatzung der Alten Hansestadt Lemgo für die Gebäu-
dewirtschaft Lemgo (GWL) vom 30.11.2007 wird die GWL 
in der Form eines wirtschaftlichen Unternehmens ohne ei-
gene Rechtspersönlichkeit im Sinne des § 97 Abs. 1 Ziffer 
3 GO NRW aufgrund des § 107 Abs. 2 Satz 2 GO NRW 
entsprechend den Vorschriften der Eigenbetriebsverord-
nung und nach den Bestimmungen der Betriebssatzung 
wie ein Eigenbetrieb, das heißt als Eigenbetriebsähnliche 
Einrichtung geführt. 
 
Der Rat der Alten Hansestadt Lemgo hat in seiner Sitzung 
am 08.09.2014 folgende Beschlüsse gefasst: 
 
1. Der technische Betriebsleiter der Gebäudewirtschaft 

Lemgo (GWL), Herr Dipl.-Ing. Helmut Strüßmann, wird 
als Betriebsleiter zum 01.09.2014 abberufen. 

 
2. Zum technischen Betriebsleiter der GWL wird ab 

01.09.2014 Herr Dipl.-Ing. (FH) Dipl.-Volkswirt Markus 
Baier bestellt. 

 
Diese öffentliche Bekanntmachung erfolgt aufgrund des § 3 
Abs. 2 der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 16.11.2004 (GV NRW S. 644) in der 
derzeit gültigen Fassung. 
 
Lemgo, 22.09.2014 
 
Gebäudewirtschaft Lemgo  
 
 
Tolkemitt 
(Kaufmännischer Betriebsleiter) 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
 
 
 
483 Öffentliche Bekanntmachung; Hinweis auf das 

Widerspruchsrecht gegen die Datenübermitt-
lung aus dem Melderegister (§ 18 Abs. 7 des 
Melderechtsrahmengesetzes –MRRG) 

 
Gemäß § 58c Abs. 1 des Soldatengesetzes (SG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30.05.2005 (BGBl. I S. 
1482), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.08.2013 
(BGBl. I S. 3386), übermittelt die Stadt Lemgo als Melde-
behörde zum Zweck der Übersendung von Informations-
material über Tätigkeiten in den Streitkräften dem Bundes-
amt für Wehrverwaltung jährlich bis zum 31. März folgende 
Daten zu Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die 
im nächsten Jahr volljährig werden: 
 
Familienname, Vorname und gegenwärtige Anschrift 
 
Die Übermittlung der vorgenannten Daten unterbleibt, 
wenn der Betroffene ihr widersprochen hat (§ 18 Abs. 7 
MRRG). 
 
 

 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 
Das Widerspruchsrecht bezüglich der Datenweitergabe 
nach § 18 Abs. 7 MRRG steht den Betroffenen ab der Voll-
endung des 15. Lebensjahres zu; sie bedürfen hierzu nicht 
der Einwilligung oder Genehmigung von Personen, die zu 
ihrer gesetzlichen Vertretung befugt sind. 
 
Der Widerspruch gegen die vorgenannte Datenübermitt-
lung ist an die Alte Hansestadt Lemgo, Bürgerbüro – Kun-
denberatung, 32655 Lemgo zu richten oder direkt bei der 
Alten Hansestadt Lemgo, Bürgerbüro – Kundenberatung, 
Ballhaus, Marktplatz 3, 32657 Lemgo einzulegen. 
 
Der Widerspruch bleibt bis auf Widerruf gültig. 
 
Lemgo, den 17.09.2014 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
 
 
 
484 Öffentliche Bekanntmachung; Widerspruchs-

recht gegen Datenübermittlungen und Einwil-
ligungsrecht für Datenübermittlungen 

 
Gemäß § 35 Absatz 6 des Meldegesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Meldegesetz NW - MG NW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16.09.1997 
(GV.NW.S.332, ber. S. 386), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 08.12.2009 (GV.NW.S.765) weist die Meldebehörde 
auf Folgendes hin: 
 
1. Widerspruchsrecht gegen die Datenübermitt-

lung aus dem Melderegister 
 
In folgenden Fallen besteht das Recht, Wider-
spruch gegen die Weitergabe von Daten durch die 
Meldebehörde zu erheben: 

 
a) Übermittlung der Daten im Wege des automati-

sierten Abrufs über das Internet (§ 34 Absatz 1b 
MG NW) 

 
b) Weitergabe von Daten an Parteien, Wählergrup-

pen und andere Träger von Wahlvorschlägen im 
Zusammenhang mit Parlaments- und Kommu-
nalwahlen (§ 35 Absatz 1 MG NW 

 
c) Weitergabe von Daten an Antragsteller und Par-

teien im Zusammenhang mit Volksbegehren und 
Volksentscheiden sowie Bürgerbegehren (§ 35 
Absatz 2 MG NW) 
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2. Erfordernis der Einwilligung für die Datenüber-

mittlung aus dem Melderegister 
 
In folgenden Fällen ist die Weitergabe von Daten 
durch die Meldebehörde nur mit ausdrücklicher 
Einwilligung der Betroffenen zulässig: 

 
a) Weitergabe von Daten über Alters- und Ehejubi-

läen an Mitglieder parlamentarischer oder kom-
munaler Vertretungskörperschaften sowie Pres-
se und Rundfunk (§ 35 Absatz 3 MG NW) 

 
b) Weitergabe von Daten an Adressbuchverlage 

zum Zweck der Veröffentlichung in gedruckten 
Adressbüchern (§ 35 Absatz 4 MG NW). 

 
Die Datenübermittlung nach Ziffer 1 und 2 umfasst ge-
mäß § 22 Melderechtsrahmengesetz (MRRG) und § 35 MG 
NW die folgenden Angaben: 
 

1. Vor- und Familienname 
2. Doktorgrad 
3. Anschrift 
4. bei Ehe- und Altersjubiläen zusätzlich Tag und Art 

des Jubiläums 
 
Betroffene, die von ihrem Widerspruchs- bzw. Einwilli-
gungsrecht Gebrauch machen wollen, werden hiermit ge-
beten, die entsprechende Erklärung schriftlich oder zur 
Niederschrift bei der Alten Hansestadt Lemgo, Bürgerbüro, 
Marktplatz 3, 32657 Lemgo, abzugeben. Ein entsprechen-
der Vordruck wird hierfür bereitgehalten. 
 
Bei Personen unter 16 Jahren bedarf es der Unterschrift 
der Sorgeberechtigten. Der Widerspruch bzw. die Einwilli-
gung bedürfen keiner Begründung und bleiben bis auf Wi-
derruf gültig. 
 
Lemgo, 17.09.2014 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
485 Bekanntmachung gemäß § 45 Kommunalwahl-

gesetz 
 
Herr Christian Tank, Hornscher Weg 94, 32657 Lemgo, hat 
auf seinen Sitz als Vertreter  im Rat der Alten Hansestadt 
Lemgo mit Ablauf des 10.10.2014 verzichtet. 
 
Nach § 45 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) vom 30. Juni 
1998 in der zurzeit gültigen Fassung, stelle ich hiermit fest, 
dass Herr Karl-Heinz Schnülle, Friedrich-Ebert-Straße 1, 
32657 Lemgo, als nächstfolgender Bewerber aus der Re-
serveliste der Christlich Demokratischen Union Deutsch-
lands (CDU) den freigewordenen Sitz im Rat der Alten 
Hansestadt Lemgo mit Wirkung vom 11.10.2014 einnimmt. 
 
Gegen diese Entscheidung können, 
 
a) jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes, 
b) die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Par-

teien und Wählergruppen, die an der Wahl teilgenom-
men haben, sowie 

c) die Aufsichtsbehörde 
 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe dieser Entschei-
dung Einspruch erheben, wenn sie eine Entscheidung über 
die Gültigkeit der Feststellung gemäß § 40 Abs. 1 Buchsta-
be a bis c KWahlG für erforderlich halten. 
 
Der Einspruch ist beim Wahlleiter (Bürgermeister der Alten 
Hansestadt Lemgo, Rathaus, Marktplatz 1, 32657 Lemgo) 
schriftlich oder zur Niederschrift zu erklären. 
 
Lemgo, 02.10.2014 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
 
 
Dr. Reiner Austermann 
Wahlleiter 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
486 Feststellung der Gültigkeit der Wahl des Rates 

der Stadt Schieder-Schwalenberg am 25. Mai 
2014 

 
Der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg hat in seiner Sit-
zung am 25. September 2014 gemäß § 40 Abs. 1 Buchsta-
be d des Gesetzes über die Kommunalwahlen im Lande 
Nordrhein-Westfalen (Kommunalwahlgesetz) vom 30. Juni 
1998 in der zurzeit geltenden Fassung die Wahl des Rates 
der Stadt Schieder-Schwalenberg am 25. Mai 2014 nach 
Vorprüfung durch den Wahlprüfungs-ausschuss durch Be-
schluss für gültig erklärt. 
 
Gegen diesen Beschluss kann gemäß  
§ 41 des Kommunalwahlgesetzes binnen eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Minden 
erhoben werden. Ein Vorverfahren nach dem 8. Abschnitt 
der Verwaltungsgerichtsordnung findet nicht statt. 
 
Der Ratsbeschluss vom 25. September 2014 wird hiermit 
gemäß § 65 Ziffer 1 der Kommunal-wahlordnung (KWahlO) 
in der zurzeit geltenden Fassung öffentlich bekanntge-
macht. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 26. September 2014 
 
 
Gert Klaus 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
 
 
 
487 Satzung vom 26. September 2014 zur Ände-

rung der Hauptsatzung der Stadt Schieder-
Schwalenberg 

 
Aufgrund von § 7 Absatz 3 Satz 1 i.V.m. § 41 Absatz 1 
Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW 1994, S. 666 ff.), in der zurzeit 
geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt Schieder-
Schwalenberg am 25. September 2014 mit Mehrheit der 
gesetzlichen Anzahl der Mitglieder des Rates die folgende 
Satzung beschlossen: 
 
§ 11 Absatz 2 der Hauptsatzung vom 2. Dezember 2011 
wird wie folgt neu gefasst: 
 
Der Rat wählt aus seiner Mitte ohne Aussprache drei eh-
renamtliche Stellvertreter des Bürgermeisters. 
 
Die Änderung der Hauptsatzung tritt mit Wirkung vom 11. 
Juni 2014 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Vorstehende Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der 
Stadt Schieder-Schwalenberg wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
 
 
 
 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Schieder-Schwalenberg vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 26. September 2014    
 
 
Gert Klaus 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
 
 
 
488 Bekanntmachung über die Zusammensetzung 

des Wahlausschusses zur Wahl der Bürger-
meisterin / des Bürgermeisters der Stadt 
Schieder-Schwalenberg im Jahr 2015 

 
Der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg hat in seiner Sit-
zung am 24. Juli 2014 gem. § 2 Abs. 3 des Gesetzes über 
die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen 
(KWahlG NRW) folgende Personen zu Beisitzerin-
nen/Beisitzern bzw. zu deren Stellvertreterin-
nen/Stellvertretern in den Wahlausschuss gewählt: 
 
Beisitzerinnen/Beisitzer: 
 
Hans-Jürgen Reker 
Jörg Kuhlemann 
Heiner Gerken 
Jürgen Müllers 
Ulrich Oehlerking 
 

Stellvertreter/-in 
 
Waltraud Müller 
Dietmar Schmidt 
Birgit Gerken-Feldmann 
Rolf Stanislawski 
Heinz Brinkmann 

 
Gemäß § 6 Abs. 1 der Kommunalwahlordnung werden die 
Namen der Mitglieder des Wahlausschusses und ihrer Ver-
treter/innen hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 26. September 2014 
 
Der Bürgermeister 
als Wahlleiter 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
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489 Satzung über die Festsetzung der Realsteuer-

hebesätze der Stadt Schieder-Schwalenberg 
ab dem Haushaltsjahr 2015 vom 30. September 
2014 

 
Aufgrund der §§ 7, 41 und 78 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), des § 
16 des Gewerbesteuergesetzes vom 15.10.2002 (BGBl. I 
S. 4167) und des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 
07.08.1973 (BGBl. I S. 965), jeweils in den z.Zt. geltenden 
Fassungen, hat der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg 
in seiner Sitzung am 25.09.2014 folgende Satzung be-
schlossen: 
 

§ 1 
 
Die Steuersätze für die Realsteuern werden ab dem Haus-
haltsjahr 2015 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 

(Grundsteuer A) auf  285 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 
     535 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer   418 v. H. 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2015 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Festsetzung der Real-
steuerhebesätze der Stadt Schieder-Schwalenberg ab dem 
Haushaltsjahr 2015 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 30. September 2014 
 
 
     Gert Klaus 
- Bürgermeister - 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
 
 
 
 

 
490 9. - vereinfachte - Änderung des Bebauungs-

plans 01/01/4 "Lange Äckern" der Stadt Schie-
der-Schwalenberg, Ortsteil Schieder gem. § 13 
BauGB 

 
Entwurfsbeschluss und Beschluss über die Beteili-
gung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss des Rates der Stadt 
Schieder-Schwalenberg hat in seiner Sitzung am 
16.09.2014 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Bebauungsplan 01/01/4 „Lange Äckern“ soll geändert 
werden (§ 13 BauGB - vereinfachtes Verfahren).  
 
Gegenstand der geplanten Änderung ist die Zulassung 
von Dachaufbauten.  
 
Der räumliche Änderungsbereich ist in der beigefügten 
Übersichtskarte (ohne Maßstab und ohne Planaussagen) 
verbindlich dargestellt. 
 
Der Entwurf der 9. Änderung des Bebauungsplans 01/01/4 
„Lange Äckern“ - textliche Festsetzungen - und Begrün-
dung soll öffentlich ausgelegt werden.  
 
Die Verwaltung wird beauftragt, den Entwurf der 9. Ände-
rung des Bebauungsplans 01/01/4 „Lange Äckern“ gemäß 
§ 13 Absatz 2 Ziffer 2 BauGB öffentlich auszulegen sowie 
die Behördenbeteiligung gemäß § 13 Absatz 2 Ziffer 3 
BauGB durchzuführen. 
 
Auf die frühzeitige Beteiligung nach § 3 Absatz 1 bzw. § 4 
Absatz 1 BauGB wird gemäß § 13 Absatz 2 Ziffer 1 BauGB 
verzichtet. 
 
Geltungsbereich 
 
Der räumliche Geltungsbereich der Änderung ist im beige-
fügten Übersichtsplan umrandet dargestellt. Die Abgren-
zung des Geltungsbereiches der Änderung verbindlich. 
 
 
Gemäß § 3 Absatz 2 des Baugesetzbuches wird der Sat-
zungsentwurf nebst Begründung in der Zeit vom 
  

Oktober bis einschließlich 17. November 2014 
 
öffentlich ausgelegt. 
 
Während der Auslegungszeit können Stellungnahmen ab-
geben werden bei dem 
 
Bürgermeister der Stadt Schieder-Schwalenberg 
Fachbereich 2 – Stadtentwicklung 
Im Kurpark 2 (Palais), Zimmer 17 / 19 
32816 Schieder-Schwalenberg 
 
Hier liegt auch der Satzungsentwurf mit Begründung aus, 
und zwar während folgender Zeiten: 
 
montags bis freitags 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
montags bis mittwochs zusätzlich 14.00 Uhr bis 15.30 Uhr 
donnerstags zusätzlich 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
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Außerhalb dieser Zeiten kann nach Vereinbarung ebenfalls 
eine Einsicht erfolgen.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über die Bebauungsplanänderung 
unberücksichtigt bleiben (§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB). 
 
Schieder-Schwalenberg, den 29.09.2014 
 
 
Gert Klaus 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
 

Darstellung des räumlichen Geltungsbereichs 
der 9. Änderung des Bebauungsplans 01/01/4 

 „Lange Äckern“ der Stadt Schieder-Schwalenberg,  
Ortsteil Schieder 

 
 

(Karte ohne Maßstab und Planaussagen) 
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Gemeinde Schlangen 
 
491 Satzung über die Abfallentsorgung in der Ge-

meinde Schlangen vom 25.09 2014 
 
Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW., S. 666), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.12.2011 (GV. 
NRW. 2011, S. 685 ), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
(KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I 2012, S. 212ff.), § 7 der 
Gewerbeabfall-Verordnung vom 19.06.2002 (BGBl. I 2002, 
S. 1938ff., zuletzt geändert durch Art. 5 Abs. 23 des Ge-
setzes zur Neuordnung des Kreislaufwirtschafts- und Ab-
fallrechts vom 24.02.2012, BGBl. I 2012, S. 257), der §§ 8 
und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (LAbfG NW) vom 21. Juni 1988, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 17.12.2009 (GV. NRW. S. 863, ber. 
975), sowie des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Feb-
ruar 1987 (BGBl. I, S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 29.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2353) hat der Rat der 
Gemeinde Schlangen in seiner Sitzung am 25.09.2014 fol-
gende Satzung beschlossen: 
 

Vorwort 
Aufgrund der §§ 4 und 7 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit –GkG- in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Oktober 1979 (GV NRW S. 621), in Ver-
bindung mit § 6  Abs. 1 des Abfallgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landesabfallgesetz -LAbfG -) vom 
21. Juni 1988 (GV NRW S. 250), in der jeweils zur Zeit gül-
tigen Fassung,  haben sich zusammengeschlossen 
 
die Gemeinde Augustdorf, 
die Stadt Bad Salzuflen, 
die Stadt Barntrup, 
die Stadt Blomberg, 
die Stadt Detmold 
die Gemeinde Dörentrup, 
die Gemeinde Extertal, 
die Stadt Horn-Bad Meinberg,  
die Gemeinde Kalletal, 
die Stadt Lage, 
die Stadt Lemgo, 
die Gemeinde Leopoldshöhe, 
die Stadt Lügde, 
die Stadt Oerlinghausen, 
die Stadt Schieder-Schwalenberg,  
die Gemeinde Schlangen und 
der Kreis Lippe   
  
zu einem Abfallentsorgungsverband im Sinne von § 6 Abs. 
1 Landesabfallgesetz  zusammen. Die Verbandssatzung 
vom 03. September 2002 in der derzeit gültigen Fassung 
ist rechtskräftig.  
 

§ 1 
Aufgaben und Ziele 

 
(1) Die Gemeinde Schlangen und der Abfallwirtschafts-

verband Lippe betreiben die Abfallentsorgung in ih-
rem Gebiet nach Maßgabe der Gesetze und dieser 
Satzung als öffentliche Einrichtung. Diese öffentliche 
Einrichtung wird als „kommunale Abfallentsorgungs-
einrichtung“ bezeichnet und bildet eine rechtliche und 
wirtschaftliche Einheit. 

 
(2) Mit der Gründung des Abfallwirtschaftsverbandes 

Lippe hat die Gemeinde Schlangen alle abfallwirt-
schaftlichen Aufgaben, gemäß des § 4 der Verband-
satzung vom 20.04.2005 in der derzeit gültigen Fas-
sung auf den Verband übertragen. Abfallwirtschaftli-
che Aufgaben die bei den Mitgliedern verbleiben sind 
in der Anlage 1 der Satzung des Abfallwirtschaftsver-
bandes festgeschrieben. 

 
(3) Die Gemeinde Schlangen wirkt darauf hin, dass bei 

Veranstaltungen, die auf Grundstücken oder in öffent-
lichen Einrichtungen der Gemeinde durchgeführt wer-
den die Maßgaben des § 2 LAbfG NRW beachtet und 
insbesondere vorrangig Gebrauchsgüter verwendet 
werden, die sich durch Wiederverwendbarkeit oder 
Verwertbarkeit auszeichnen.  

 
§ 2 

Abfallentsorgungsleistungen 
 
(1) Die Entsorgung von Abfällen  durch den Abfallwirt-

schaftsverband Lippe umfasst das Einsammeln und 
Befördern der Abfälle zu den Abfallentsorgungsanla-
gen oder Müllumschlagstationen des Verbandes, wo 
sie sortiert, verwertet oder umweltverträglich beseitigt 
werden. Wiederverwertbare Abfälle werden getrennt 
eingesammelt und befördert, damit sie einer Verwer-
tung zugeführt werden können. 

 
(2) Im Einzelnen erbringt der Abfallwirtschaftsverband 

Lippe gegenüber den Benutzern der kommunalen Ab-
fallentsorgungseinrichtung folgende Abfallentsor-
gungsleistungen: 

 
a. Einsammeln und Befördern von Restmüll gemäß 

der Anlage 1 Nr. 2 zu dieser Satzung 
 
b. Einsammeln und Befördern von Bioabfällen. Unter 

Bioabfällen sind hierbei alle im Abfall enthaltenen 
biologisch abbaubaren Abfallanteile gemäß der 
Anlage 1 Nr. 1 zu dieser Satzung zu verstehen 
(vgl. § 3 Abs. 7 KrWG), d.h. alle im Abfall enthal-
tenen biologisch abbaubaren organischen Abfall-
anteile wie z.B. Speisereste, Zimmer- und Garten-
pflanzen, Sträucher, Strauch- und Baumastschnitt, 
Rasenschnitt und sonstige Gartenabfälle 

 
c. Einsammeln und Befördern von Altpapier gemäß 

der Anlage 1 Nr. 3 zu dieser Satzung, soweit es 
sich nicht um Einweg-Verkaufsverpackungen aus 
Pappe/Papier/Karton handelt   
 

d. Einsammlung und Beförderung von sperrigen Ab-
fällen/Sperrmüll einschließlich getrennter Erfas-
sung von Elektro- und Elektronikgeräten nach 
dem ElektroG und § 16 Abs. 2 dieser Satzung so-
wie Metallteilen 

 
e. Betrieb von Annahmestellen für Elektro- und 

Elektronik-Altgeräten nach dem ElektroG und § 16 
Abs. 2 dieser Satzung 

 
f. Einsammeln und Befördern von schadstoffhaltigen 

Abfällen gemäß Anlage 2  zu dieser Satzung in 
stationären Sammelstellen und/oder mit Schad-
stoffmobilen 
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g. Information und Beratung über die Vermeidung, 

Verwertung und Entsorgung von Abfällen 
 
h. Betrieb von Sammelstellen für sperrige Abfälle  

 
(3) Im Einzelnen erbringt die Gemeinde gegenüber den 

Benutzern der   kommunalen Abfallentsorgungsein-
richtung folgende Abfallentsorgungsleistungen:  

 
1. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von Straßenpa-

pierkörben, soweit dies nach den örtlichen Gegebenhei-
ten erforderlich ist, 

 
2. Einsammeln von verbotswidrigen Abfallablagerungen 

von den der Allgemeinheit zugänglichen Grundstücken 
im Gemeindegebiet  

 
3. Annahme von Grünschnitt 
 
4. Sammlung von Alttextilien 
 
(4) Das Einsammeln und Befördern der Abfälle erfolgt 

durch eine grundstücksbezogene Abfallentsor-gung 
mit Abfallgefäßen (Restabfall, Bioabfall, Alt-öpapier), 
durch grundstücksbezogene Sammlung-en im Hol-
system (Sperrmüll, Elektro- und Elektro-nikgroßgeräte 
und Metall)  sowie durch eine ge-trennte Einsamm-
lung von Abfällen außerhalb der regelmäßigen grund-
stücksbezogenen Abfallent-sorgung (schadstoffhalti-
ge Abfälle, kleine Elektro-geräte) Die näheren Einzel-
heiten sind in den §§ 4, 10 – 16 dieser Satzung gere-
gelt.   

 
(5) Das Einsammeln und Befördern von gebrauchten 

Einweg-Verkaufsverpackungen aus Glas, Papier/ 
Pappe/Karton, Kunststoffen, Verbundstoffen erfolgt im 
Rahmen der privatwirtschaftlichen Dualen Systeme 
nach § 6 Verpackungsverord-nung außerhalb der 
kommunalen Abfallentsor-gung. 

 
§ 3 

Ausgeschlossene Abfälle 
 
(1) Vom Einsammeln und Befördern durch den Abfall-

wirtschaftsverband Lippe sind gemäß § 20 Abs. 2 
KrWG mit Zustimmung der zuständigen Behörde  
ausgeschlossen: 

 
a) Abfälle, die aufgrund einer Rechtsverordnung 

nach § 25 KrWG einer Rücknahmepflicht unterlie-
gen, bei denen entsprechende Rücknahmevor-
richtungen tatsächlich zur Verfügung stehen und 
bei denen der Abfallwirtschaftsverband Lippe nicht 
durch Erfassung als ihm übertragene Aufgabe bei 
der Rücknahme mitwirkt (§ 20 Abs.2 Satz 1 
KrWG):  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
- Verpackungen im Sinne des § 3 der Verordnung 

über die Vermeidung und Verwertung von Verpa-
ckungsabfällen (Verpackungsverordnung - Ver-
packV) vom  21.08.1998 in der derzeit gültigen 
Fassung, soweit für Endverbraucher im Sinne des 
§ 3 Abs.11 VerpackV nicht Gründe nach § 7 Abs. 
4 KrWG einer Rückgabe entgegenstehen (techni-
sche Möglichkeit, wirtschaftliche Zumutbarkeit, 
Beseitigung  als umweltverträglichere Lösung).  

 
Als Rücknahmeeinrichtungen außerhalb der  
kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung stehen 
insbesondere zur Verfügung für: 

 
- Altglas (bereitgestellte Depotcontainer getrennt für 

Weißglas und Braun/Grünglas),  
- Verpackungen aus Weißblech, Aluminium, Kunst-

stoffen  und Verbundmaterialien (Abholung in den 
dafür bereitgestellten "Gelben Säcken"),  

 
b) Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbe-

reichen als privaten Haushaltungen, insbesondere 
aus Industrie- und Gewerbebetrieben, soweit die-
se nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit 
den in Haushaltungen anfallenden Abfällen einge-
sammelt, befördert oder beseitigt werde können 
oder die Sicherheit der umweltverträglichen Besei-
tigung im Einklang mit dem Abfallwirtschaftsplan 
des Landes durch einen anderen öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträger oder Dritten ge-
währleistet ist (§ 20 Abs. 2 Satz 2 KrWG).  

 
(2) Der Abfallwirtschaftsverband Lippe kann den Aus-

schluss von der Entsorgung mit Zustimmung der zu-
ständigen Behörde widerrufen, wenn die Vorausset-
zungen für den Ausschluss nicht mehr vorliegen (§ 20 
Abs. 2 Satz 3 KrWG). 

 
§ 4 

Sammeln von schadstoffhaltigen Abfällen 
 
(1) Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer 

besonderen Schadstoffbelastung zur Wahrung des 
Wohls der Allgemeinheit einer getrennten Entsorgung 
bedürfen (gefährliche Abfälle i.S.d § 3 Abs. 5 KrWG 
i.V.m. § 48 KRWG sowie der Abfall-Verzeichnis-
Verordnung) werden von dem Abfallwirtschaftsver-
band Lippe bei den von ihm beauftragten stationären 
Sammelstellen und mobilen Sammelfahrzeugen an-
genommen. Dies gilt auch für Kleinmengen vergleich-
barer Abfälle aus Gewerbe- und Dienstleistungsbe-
trieben, soweit sie mit den in Satz 1 genannten Abfäl-
len entsorgt werden können.  Gefährliche Abfälle im 
Sinne des Satzes 1 sind diejenigen Abfälle, die in der 
als Anlage 2 zu dieser Satzung beigefügten Liste ge-
nannt sind. Die Liste ist Bestandteil der Satzung.  

 
(2) Gefährliche Abfälle im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG 

i.V.m. § 48 KrWG sowie der Abfall-Verzeichnis-
Verordnung dürfen nur zu den in der Gemeinde be-
kannt gegebenen Terminen an den Sammelstellen 
und Sammelfahrzeugen angeliefert werden. Die 
Standorte der Sammelstellen und Sammelfahrzeuge 
werden von dem Abfallwirtschaftsverband Lippe be-
kannt gegeben. 
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§ 5 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde lie-

genden Grundstücks ist im Rahmen der §§ 2 bis 4 
dieser Satzung berechtigt, von der Gemeinde den 
Anschluss seines Grundstückes an die kommunale 
Abfallentsorgungseinrichtung zu verlangen (An-
schlussrecht).  

 
(2) Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbe-

sitzer im Gebiet der Gemeinde haben im Rahmen der 
§§ 2 bis 4 dieser Satzung das Recht, die auf ihren 
Grundstücken oder sonst bei ihnen anfallenden Abfäl-
le der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu 
überlassen (Benutzungsrecht).  

 
§ 6 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde lie-

genden Grundstückes ist verpflichtet, sein Grundstück 
an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung an-
zuschließen, wenn das Grundstück von privaten 
Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt wird (An-
schlusszwang). Der Eigentümer eines Grundstückes 
als Anschlusspflichtiger und jeder andere Abfallbesit-
zer ( z.B. Mieter, Pächter ) auf einem an die kommu-
nale Abfallentsorgung angeschlossenen Grundstück 
ist verpflichtet, im Rahmen der §§ 2 bis 4 die auf sei-
nem Grundstück oder sonst bei ihm anfallenden Ab-
fälle zur Beseitigung und Abfälle zur Verwertung aus 
privaten Haushaltungen der kommunalen Abfallent-
sorgungseinrichtung zu überlassen (Benutzungs-
zwang). Abfälle aus privaten Haushaltungen sind 
nach § 17 Abs. 1 Satz 1 KrWG i.V.m. § 2 Nr. 2 Ge-
wAbfV Abfälle, die in privaten Haushalten im Rahmen 
der privaten Lebensführung anfallen, insbesondere in 
Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder Ge-
bäudeteilen sowie in anderen vergleichbaren Anfall-
stellen wie Wohnheimen oder Einrichtungen des be-
treuten Wohnens. 

 
(2) Eigentümer von Grundstücken und Abfallerzeu-

ger/Abfallbesitzer auf Grundstücken, die nicht zu 
Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B. gewerblich/ 
industriell genutzt werden, haben gleichermaßen die 
Verpflichtungen nach Abs. 1, soweit auf diesen 
Grundstücken Abfälle zur Beseitigung im Sinne des § 
3 Abs.1 Satz 2 2. Halbsatz KrWG anfallen. Sie haben 
nach § 7 Satz 4 der Gewerbeabfall-Verordnung für 
gewerbliche Siedlungsabfälle im Sinne des § 2 Nr. 1 
GewAbfV eine Pflicht-Restmülltonne zu benutzen. Die 
Zuteilung des Gefäßvolumens für die Pflicht-
Restmülltonne erfolgt auf der Grundlage der Maßga-
ben in § 11 Abs. 3 dieser Satzung. Gewerbliche Sied-
lungsabfälle sind nach § 2 Nr. 1 GewAbfV, Sied-
lungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als pri-
vaten Haushaltungen, die in Kapitel 20 der Abfallver-
zeichnis-Verordnung aufgeführt sind,  insbesondere 
gewerbliche und industrielle Abfälle, die Abfällen aus 
privaten Haushaltungen aufgrund ihrer Beschaffenheit 
und Zusammensetzung ähnlich sind sowie Abfälle 
aus privaten und öffentlichen Einrichtungen. 
Befinden sich auf einem zu Büro-, Verwaltungs- oder 
Geschäftszwecken bzw. industriell oder gewerblich 
genutzten Grundstücke mehrere Betriebe, ist jeder 
dieser Betriebe verpflichtet Abfallbehälter vorzuhalten. 

 
(3) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach Abs. 1 

und Abs. 2 besteht auch für Grundstücke, die ander-
weitig z.B. gewerblich/industriell und gleichzeitig von 
privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt 
werden (sog. gemischt genutzte Grundstücke). Die 
Nutzung einer gemeinsamen Restmülltonne durch die 
privaten Haushaltungen und die Erzeuger und Besit-
zer von gewerblichen Siedlungsabfällen ist auf Antrag 
möglich.  

 
§ 7 

Ausnahmen vom Benutzungszwang 
 
Ein Benutzungszwang nach § 6 besteht nicht, 
 
a. soweit Abfälle gemäß § 3 Abs.1 oder § 3 Abs.2 dieser 

Satzung von der kommunalen Abfallentsorgungsein-
richtung ausgeschlossen sind; 

 
b. soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabepflicht 

aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG un-
terliegen und der Abfallwirtschaftverband Lippe an de-
ren Rücknahme nicht mitwirkt (§ 17 Abs.2 Satz 1 Nr. 1 
KrWG); 

 
c. soweit Abfälle in Wahrnehmung der Produktverantwor-

tung nach § 23 KrWG freiwillig zurückgenommen wer-
den, wenn dem zurücknehmenden Hersteller oder Ver-
treiber durch die zuständige Behörde ein Freistellungs- 
oder Feststellungsbescheid nach § 26 Abs. 4 oder Abs. 
6 KrWG erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
KrWG) 

 
d. soweit Abfälle zur Verwertung, die nicht gefährlich im 

Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach § 17 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 , § 18 KrWG zulässige, ge-
meinnützige Sammlung einer ordnungsgemäßen und 
schadlosen Verwertung zugeführt werden; 

 
e. soweit Abfälle, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 

Abs. 5 KrW-/AbfG sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG zulässige gewerbliche 
Sammlung einer ordnungsge-mäßen und schadlosen 
Verwertung zugeführt werden. 

 
§ 8 

Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang an 
die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung 

 
(1) Befreiungen vom Anschluss- und Benutzungszwang 

von der kommunalen Abfallentsorgung werden  
a) für von privaten Haushalten zu Wohnzwecken ge-

nutzte Grundstücke von der Gemeinde  
b) für alle anderen Grundstücke von der Gemeinde 

in Abstimmung mit dem Abfallwirtschaftsverband 
erteilt. 

 
(2) Kein Anschluss- und Benutzungszwang an die kom-

munale Abfallentsorgungseinrichtung besteht bei 
Grundstücken, die von privaten Haushaltungen zu 
Wohnzwecken genutzt werden, soweit der/die An-
schluss- und/oder Benutzungspflichtige schlüssig und 
nachvollziehbar nachweist, dass er/sie nicht nur wil-
lens, sondern auch fachlich und technisch in der Lage 
ist, alle auf dem Grundstück anfallenden kompostier-
baren Stoffe ordnungsgemäß und schadlos i.S.d. § 7 
Abs.3 KrWG auf diesem Grundstück selbst so zu be-
handeln, dass eine Beeinträchtigung des Wohls der  
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Allgemeinheit, insbesondere durch Gerüche oder 
Siedlungsungeziefer (z. B. Ratten), nicht entsteht (Ei-
genverwertung) Die Gemeinde Schlangen stellt auf 
der Grundlage der Darlegungen der/des Anschluss- 
und/oder Benutzungspflichtigen fest, ob und inwieweit 
eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 2. Halbsatz KrWG 
besteht.  Die Feststellung kann widerrufen werden, 
wenn die Voraussetzungen für eine Ausnahme vom 
Anschluss- und Benutzungszwang nicht mehr vorlie-
gen.  

 
(3) Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungs-

zwang besteht bei Grundstücken, die nicht zu Wohn-
zwecken, sondern anderweitig z.B. industri-
ell/gewerblich genutzt oder gewerblich genutzt wer-
den, wenn der Abfallerzeuger/Abfallbesitzer nach-
weist, dass er/sie die bei ihm anfallenden Abfälle zur 
Beseitigung in eigenen Anlagen beseitigt (Eigenbesei-
tigung) und keine überwiegenden öffentlichen Inte-
resse eine Überlassung der Abfälle zur Beseitigung 
erfordern Der Abfallwirtschaftsverband Lippe stellt auf 
der Grundlage der Darlegungen der/des Anschluss- 
und/oder Benutzungspflichtigen fest, ob eine Aus-
nahme vom Anschluss- und Benutzungszwang ge-
mäß § 17 Abs.1 Satz 2 2. Halbsatz KrWG besteht. 
Die Feststellung kann widerrufen werden, wenn die 
Voraussetzungen für eine Ausnahme vom Anschluss- 
und Benutzungszwang nicht mehr vorliegen. 

 
§ 9 

Selbstbeförderung zu Abfallentsorgungsanlagen 
 
Erzeuger/Besitzer von Abfällen, deren Einsammeln und 
Befördern durch den Abfallwirtschaftsverband Lippe gemäß 
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 8 Abs. 1 Nr. b dieser 
Satzung ausgeschlossen ist, sind verpflichtet, ihre Abfälle 
zum Zwecke des Verwertens, Behandelns, Lagerns oder 
Ablagerns entsprechend der Satzung über die Abfallent-
sorgung im Kreis Lippe vom 27.06.2005 in der derzeit gül-
tigen Fassung zu der vom Kreis angegebenen Sammelstel-
le, Behandlungsanlage oder Abfallentsorgungsanlage zu 
befördern oder befördern zu lassen. Soweit der Kreis das 
Behandeln, Lagern oder Ablagern dieser Abfälle ebenfalls 
ausgeschlossen hat, sind die Abfälle zum Zwecke des Be-
handelns, Lagerns oder Ablagerns zu einer sonstigen dafür 
zugelassenen Abfallentsorgungsanlage zu befördern oder 
befördern zu lassen. 
 

§ 10 
Abfallbehälter und Abfallsäcke 

 
(1) Die Gemeinde bestimmt nach Maßgabe der folgen-

den Vorschriften Art, Anzahl und Zweck der Abfallbe-
hälter, deren Standplatz auf dem Grundstück, ob und 
wie die Abfälle voneinander getrennt zu halten sind 
sowie die Häufigkeit und den Zeitpunkt der Abfuhr. 

 
(2) Für das Einsammeln von Abfällen sind folgende Ab-

fallbehälter zugelassen:  
 

• Systemabfallbehälter für Restmüll in den Ge-
fäßgrößen 60, 80,120 u. 240 l 
 
 
 
 
 

 
• Systemabfallbehälter für kompostierbare Abfälle in 

den Gefäßgrößen 60, 80,120 und 240 l sowie Ab-
fallbehälter 80 l, 120 l, 240 l als ½ -Jahres-
Saisonbiotonne zur Sammlung von Gartenabfällen 
in der Zeit vom 01.05. bis 30.11. eines jeden Jah-
res 

• Systemabfallbehälter grau mit  1.100 Liter Nutzin-
halt 

• Abfallbehälter blau für Altpapier in den Gefäßgrö-
ßen 120 und 240 l 

• Gelbe Säcke für restentleerte Verkaufsverpackun-
gen aus Metallen und Kunststoffen und Verbund-
stoffen sowie Beistellsäcke 70 l entsprechend 
Abs. 3 und 4 

• Depotcontainer für Weiß-, Braun- und Grünglas. 
Andere Behälter sind nicht zugelassen.  
Seit dem 01.01.2000 ist die Neuaufstellung der SystemAb-
fallbehälter mit 1.100 l Nutzinhalt für private Haushaltungen 
nicht mehr zugelassen. Eine Ausnahme kann auf Antrag 
für Wohngebäude mit mehr als 8 Wohneinheiten pro Ein-
gang zugelassen werden. 
 
(3) Für vorübergehend mehr anfallenden Rest- bzw. Bi-

omüll, der sich zum Einsammelnd in Abfallsäcken 
eignet, können von der Gemeinde zugelassene Ab-
fallsäcke mit einem Nutzinhalt von 70 l benutzt wer-
den. Sie werden von der Gemeinde eingesammelt, 
soweit sie neben den Abfallbehältern bereitgestellt 
sind. 
Bei der Benutzung der Abfallsäcke sind die gleichen 
Trennvorschriften wie bei den Systembehältern zu 
beachten. Entsprechend Ihrem Inhalt sind die Abfall-
säcke entweder zusammen mit den grünen oder 
grauen Tonnen bereitzustellen. 

 
(4) Beistellungen (Beipacks) neben der Papiertonne sind 

nicht erlaubt.  
 

§ 11 
Anzahl und Größe der Abfallbehälter 

 
(1) Auf den Grundstücken, auf denen Personen leben 

oder arbeiten, ist ein angemessenes Volumen für den 
Restmüll und Biomüll bereitzustellen. Die Behälter 
dürfen nur mit den in der Anlage 1 zu dieser Satzung 
genannten Abfällen befüllt werden. Jedes Grundstück 
erhält 

 
• Einen oder mehrere zugelassene Behälter für den 

Restmüll nach § 10 Abs. 2 dieser Satzung, 
• Einen oder mehrere zugelassene Behälter für Bi-

omüll nach § 10 Abs. 2 
• Gelbe Abfallsäcke für restentleerte Verkaufsver-

packungen aus Metall, Kunststoffen und Verbund-
stoffen, 

• einen blauen Abfallbehälter für Altpapier. 
 
(2) Das erforderliche Behältervolumen richtet sich nach 

der Menge des vierwöchentlich (Restmüll) bzw. vier-
zehntäglich (kompostierbare Abfälle) auf dem Grund-
stück anfallenden Abfalls. Der Grundstückeigentümer 
hat ein entsprechendes Behältervolumen bei der Ge-
meinde zu beantragen.  
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(3) Wird bei zwei aufeinander folgenden Entleerungster-

minen festgestellt, dass die vorhandenden Abfallbe-
hälter für die Aufnahme des regelmäßig anfallenden 
Abfalls nicht ausreichen und sind Abfallbehälter mit 
einem größeren Behältervolumen oder zusätzliche 
Abfallbehälter nicht beantragt worden, so haben die 
Anschlusspflichtigen nach schriftlicher Aufforderung 
durch die Gemeinde die erforderlichen Abfallbehälter 
aufzustellen; kommen sie dieser Aufforderung nicht 
nach, so haben sie die Aufstellung der Abfallbehälter 
durch die Gemeinde zu dulden. 

 
§ 12 

Standplatz und Transportweg für Abfallbehälter 
 
(1) Die Abfallbehälter sind zu den von der Gemeinde 

festgesetzten und bekannt gegebenen Zeiten an den 
für die Abfuhr geeigneten Stellen (Gehwegkante, 
Straßenrand) so aufzustellen, dass das Einsammeln 
und der Transport der Abfälle ohne Schwierigkeiten 
und Zeitverlust möglich ist und der Straßenverkehr 
nicht gefährdet wird. 

 
(2) Die Allgemeinheit darf durch die Aufstellung der Ab-

fallbehälter weder behindert noch gefährdet werden. 
Die Anweisungen der Beauftragten der Gemeinde 
über den Standplatz sind zu befolgen. 

 
(3) Für den Fall, dass der Müllwagen nicht vorfahren 

kann (z. B. Baustellen, enge und unzureichend befes-
tigte Wege oder fehlende Wendemöglichkeit) müssen 
die Abfallbehälter bzw. Abfallsäcke diesem entgegen 
gebracht werden. Nach der Entleerung sind die Ab-
fallbehälter unverzüglich von der Gehwegkante bzw. 
dem Straßenrand zu entfernen. 

 
§ 13 

Benutzung der Abfallbehälter 
 
(1) Die Abfallbehälter werden gestellt und unterhalten. 

Sie sind nicht Eigentum der Benutzer und dürfen vom 
Benutzer bei einem Wohnungswechsel oder einer 
Verlegung der Betriebsstätte nicht mitgenommen 
werden. 

 
(2) Die Abfälle müssen in die gestellten Abfallbehälter 

oder die dafür zur Verfügung gestellten Depotcontai-
ner entsprechend deren Zweckbestimmung eingefüllt 
werden. Abfälle dürfen nicht in einer anderen Weise 
zum Einsammeln bereitgestellt oder neben die Abfall-
behälter oder Depotcontainer gelegt werden.  

 
(3) Der Grundstückseigentümer hat dafür zu sorgen, 

dass die Abfallbehälter allen Hausbewohnern zugäng-
lich sind und ordnungsgemäß benutzt werden kön-
nen. 

 
(4) Die Abfallbesitzer/-erzeuger haben die Abfälle ge-

trennt nach Bioabfällen, Glas, Altpapier, Verkaufsver-
packungen, Elektro- und Elektronikgeräten, Sperrmüll 
sowie Restmüll getrennt zu halten und wie folgt zur 
Einsammlung im Rahmen der Abfallentsorgung be-
reitzustellen: 

 
 
 
 
 

 
1. Bioabfall im grünen Systemabfallbehälter 
2. Glas ist sortiert nach Weiß-, Braun- und Grünglas in 

die bereitgestellten Depotcontainer (Sammelcontai-
ner) einzufüllen. 

3. Altpapier ist im blauen Abfallbehälter, 
4. restentleerte Verkaufsverpackungen aus Metallen, 

Kunststoffen, Verbundstoffen im gelben Sack zur Ab-
holung bereitzustellen. 

5. Elektro- und Elektronikgeräte sind gemäß § 16 ge-
trennt zu erfassen und zu entsorgen 

6. Sperrmüll ist gemäß § 16 dieser Satzung getrennt zu 
erfassen und zu entsorgen 

7. der verbleibende Restmüll ist im grauen Systemab-
fallbehälter zur Abholung bereitzustellen. 

 
(5) Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln, sie 

dürfen nur soweit gefüllt werden, dass sich der Deckel 
schließen lässt. Abfälle dürfen nicht neben die Abfall-
behälter geworfen oder daneben gestellt werden. Ab-
fälle dürfen nicht in den Abfallbehälter eingestampft 
oder in ihnen in einer Art und Weise verdichtet wer-
den, so dass eine Entleerung am Abfallfahrzeug nicht 
mehr möglich ist, weil der Inhalt nicht mehr geschüttet 
werden kann und hierdurch der Entleerungsvorgang 
ausgeschlossen wird. Das maximale Höchstgewicht 
für ein  120 l-Gefäße beträgt 60 kg und für 240 l-
Gefäße 100 kg. Es ist nicht gestattet, flüssige, gefähr-
liche, brennende, glühende oder heiße Abfälle in Ab-
fallbehälter zu füllen oder Abfälle im Abfallbehälter zu 
verbrennen.  

 
(6) Sperrige Gegenstände, Schnee und Eis sowie Abfäl-

le, welche die Abfallbehälter oder das Sammelfahr-
zeug beschädigen oder ungewöhnlich verschmutzen 
können, dürfen nicht in die Abfallbehälter und Abfall-
säcke gefüllt werden.  

 
(7) Die Haftung für Schäden, die vor allem durch un-

sachgemäße Behandlung der Abfallbehälter oder 
durch Einbringen nicht zugelassener Gegenstände an 
den Sammelfahrzeugen entstehen, richtet sich nach 
den allgemeinen Vorschriften.  

 
(8) Es werden nur solche Abfallbehälter entleert, die ord-

nungsgemäß angemeldet sind. 
Die An- und Abmeldung, sowie der Antrag auf Um-
tausch von Abfallbehältern haben bei der Gemeinde 
zu erfolgen. Die Auslieferung, Abholung oder der Um-
tausch von Gefäßen erfolgt durch die Gemeinde. Er-
folgt der Umtausch auf Wunsch des Grundstücksei-
gentümers wird eine Gebühr gem. § 1 Abs. 4 Ziff. 4 
der Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallbe-
seitigung in der Gemeinde Schlangen erhoben.  

 
(9) Die Gemeinde sowie der Abfallwirtschaftsverband 

geben die Termine für die Einsammlung verwertbarer 
Stoffe und die Standorte der Annahmestellen/der De-
potcontainer (Sammelcontainer) rechtzeitig bekannt.  
 

(10) Zur Vermeidung von Lärmbelästigung dürfen Depot-
container für Glas nur werktags in der Zeit von 07.00 
Uhr bis 21.00 Uhr benutzt werden. 
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§ 14 

Zulassung einer Entsorgungsgemeinschaft 
 
Grundsätzlich sind Abfallgemeinschaften auf einem Grund-
stück im Sinne des § 23 zulässig. Ausnahmsweise können 
auf Antrag für 1- und 2 Personenhaushalte grundstücks-
übergreifende Abfallentsorgungsgemeinschaften zugelas-
sen werden, sofern die Grundstücke angrenzen oder in en-
ger Nachbarschaft liegen. Die als Entsorgungsgemein-
schaft zugelassenen Grundstückseigentümer haften ge-
genüber der Gemeinde im Hinblick auf die Abfallgebühren 
als Gesamtschuldner im Sinne der §§ 421 ff BGB. Im An-
trag ist der Adressat für die Entsorgungsgemeinschaft an-
zugeben. 
 

§ 15 
Häufigkeit und Zeit der Leerung 

 
(1) Die auf dem Grundstück des Abfallbesitzers vorhan-

denen Abfallbehälter werden wie folgt entleert: 
a) die grauen Systemabfallbehälter alle 4-wöchentlich, 

die Systemabfallbehälter grau mit 1.100 l alternativ 2x 
wöchentlich, 1x wöchentlich oder 14-täglich 

b) die grünen Systemabfallbehälter 14-täglich, die Sai-
sonbiotonne von Mai bis                     November 14-
täglich 

c) Der gelbe Sack für restentleerte Verkaufsverpackun-
gen aus Metallen, Kunst- 
stoffen und Verbundstoffen alle 2 Wochen 

d) Altpapier alle 4 Wochen 
 
Die Abfuhrtermine und Termine werden im Abfuhrkalender 
der GAL für die Gemeinde bekanntgegeben. Der Abfuhrka-
lender wird Ende des Jahres für das Folgejahr an alle 
Haushalte verteilt und ist auch im Internet unter 
www.gemeinde-schlangen.de abrufbar. 
 

§ 16 
Sperrmüll und Entsorgung von Elektro- und 

Elektronik-Altgeräten 
 
(1) Sperrmüll 
 
1. Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbe-

sitzer im Gebiet der Gemeinde hat im Rahmen der §§ 
2 - 4 das Recht auf Anforderung, sperrige Abfälle 
(z.B. insbesondere Möbelteile, Teppiche und Tep-
pichböden sowie Bretter), die wegen ihres Umfanges 
oder ihres Gewichts nicht in den nach dieser Satzung 
zugelassenen Abfallbehältern eingefüllt werden kön-
nen oder das Entleeren der Behälter erschweren 
würden (Sperrmüll), von dem Abfallwirtschaftsverband 
Lippe außerhalb der regelmäßigen Abfallentsorgung 
gesondert abfahren zu lassen.  
 

2. Die Sperrmüllmenge wird auf 2 m³ pro Jahr begrenzt. 
 
3. Die abzuholenden Sperrmüllteile sind bei der AGA 

gGMBH, Orbker Str. 75, 32758 Detmold mit dem vor-
gegebenen Anmeldeformular anzumelden  
oder die Abholung online über die Webseite 
www.aga-detmold.de zu beauftragen. 

 
4. Bevor eine Abholung bei dem zuständigen Unter-

nehmen beantragt wird, soll vom Abfallbesitzer über-
prüft werden, inwieweit eine Wiederverwendung des 
Sperrguts möglich ist (z.B. durch Flohmärkte, Klein-
anzeigen, Online-Tauschbörse beim Kreis Lippe). 

 
5. icht zum Sperrgut zählen u.a. Kühlgeräte, Elektro-

großgeräte, Öfen, Herde, Ölradiatoren, Abfälle aus 
Bautätigkeiten wie Türen, Fenster, Waschbecken, 
Vertäfelungen, außerdem Zaun-, Garten-, Lauben-, 
Autoteile, Altreifen und Nachtspeicheröfen. 

 
(2) Elektro- und Elektronikgeräte/Metallteile 
 
1. Elektro- und Elektronikgeräte sind getrennt von übri-

gem Siedlungsabfall zu erfassen. Die Entsorgung 
über den Restabfallbehälter ist auch bei Elektroklein-
geräten nicht zulässig. 

 
2. Elektro- und Elektronikgroßgeräte und Metallteile 

können bei der AGA gGMBH, Orbker Str. 75, 32758 
Detmold mit dem vorgegebenen Anmeldeformular 
angemeldet werden oder die Abholung kann online 
über die Webseite www.aga-detmold.de erfolgen. 

 
3. Elektro- und Elektronikgeräte können direkt bei fol-

genden Annahmestellen abgegeben werden: 
 

1. AGA gGmbH, Orbker Str. 75, 32758 Detmold 
2. ABG Lippe mbH: 
    - Kompostwerk Lemgo, Zur Maibolte 200, 32657 
Lemgo 
    - Deponie Hellsiek, Barntruper Str. 15, 32760 Det-
mold 

 
Kleine Elektrogeräte können auch bei der mobilen 
Schadstoffsammlung   abgegeben werden. 

 
4. Nach § 9 Abs. 9 ElektroG ist die Erfassung defekter 

Elektro- und Elektronikaltgeräte ausschließlich durch 
die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger, Herstel-
ler und Vertreiber durchzuführen. Die Abgabe an ei-
nen gewerblichen Sammler ist nicht zulässig. 

 
(3) Für die Bereitstellung von Sperrmüll- und Elektro- und 

Elektronikaltgeräten gilt  § 12 dieser Satzung entspre-
chend.  

 
§ 17 

Anmeldepflicht 
 
(1) Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde den 

erstmaligen Anfall von Abfällen, die voraussichtliche 
Menge, die Anzahl der auf dem Grundstück wohnen-
den Personen sowie jede wesentliche Veränderung 
der anfallenden Abfälle, ihrer Menge oder der auf den 
Grundstück wohnenden Personenzahl unverzüglich 
anzumelden. 

 
(2) Wechselt der Grundstückseigentümer, so sind sowohl 

der bisherige als auch der neue Eigentümer verpflich-
tet, die Gemeinde unverzüglich zu benachrichtigen. 

 
§ 18 

Auskunftspflicht, Betretungsrecht, Duldungspflicht 
 
(1) Der Grundstückseigentümer, der Nutzungsberechtigte 

oder der Abfallbesitzer/ Abfallerzeuger sind verpflich-
tet, über § 17 hinaus alle für die Abfallentsorgung er-
forderlichen Auskünfte zu erteilen. Hierzu gehört ins-
besondere die Mitteilung über die Anzahl der Be-
schäftigten, ihre Arbeitszeiten, die Anzahl der Betten 
in Kliniken und Beherbergungsunternehmen.   
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(2) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken , auf 

denen überlassungspflichtige Abfälle anfallen  sind 
nach § 19 Abs. 1 Satz 1 KrWG verpflichtet, das Auf-
stellen von Abfallgefäßen auf ihrem Grundstück sowie 
das Betreten des Grundstücks zum Zweck des Ein-
sammelns und zur Überwachung des Getrennthaltens 
und der Verwertung von Abfällen zu dulden.   

 
(3) Den Bediensteten und Beauftragten der Gemeinde ist 

zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung be-
folgt werden, im Rahmen des § 19 Abs. 1 KrWG un-
gehinderter Zutritt zu Grundstücken zu gewähren, für 
die nach dieser Satzung Anschluss- und Benutzungs-
zwang besteht.   

 
(4) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen. 
 
(5) Die Beauftragten haben sich durch einen von der 

Gemeinde ausgestellten Dienstausweis auszuweisen. 
 
(6) Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung 

(Art. 14 Abs. 1 Grundgesetz) wird insoweit durch § 19 
Abs. 1 Satz 3 KrWG eingeschränkt. 

 
§ 19 

Unterbrechung der Abfallentsorgung 
 
(1) Unterbleibt die dem Abfallwirtschaftsverband Lippe 

obliegende Abfallentsorgung bei vorübergehenden 
Einschränkungen, Unterbrechungen oder Verspätun-
gen infolge von Betriebsstörungen, Streiks, betriebs-
notwendigen Arbeiten, Witterungseinflüsse bzw. hö-
here Gewalt oder  behördlichen Verfügungen, werden 
die erforderlichen Maßnahmen so bald wie möglich 
nachgeholt.  

 
(2) In Fällen des Absatzes 1 besteht kein Anspruch auf 

Ermäßigung der Gebühren oder auf Schadensersatz.  
 

§ 20 
Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrich-

tung/Anfall der Abfälle 
 
(1) Die gebührenpflichtige Benutzung der kommunalen 

Abfallentsorgungseinrichtung beginnt, wenn dem an-
schluss- und benutzungspflichtigen Grundstücksei-
gentümer ein oder mehrere Abfallgefäße zur Verfü-
gung gestellt worden sind oder ein oder mehrere Ab-
fallgefäße anderweitig vorhanden sind und diese zur 
Abfallüberlassung bereitgestellt werden und das an 
die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung ange-
schlossene Grundstück mit Abfallfahrzeugen zur Ent-
leerung dieser Abfallbehältnisse angefahren wird.  

 
(2) Abfälle gelten zum Einsammeln und Befördern als 

angefallen, wenn die Voraussetzungen des Abfallbe-
griffs gemäß § 3 Abs. 1 KrWG erstmals erfüllt   sind.  

 
(3) Der Abfallwirtschaftsverband Lippe ist  nicht verpflich-

tet, im Abfall nach verlorenen Gegenständen suchen 
zu lassen. Im Abfall vorgefundene Wertgegenstände 
werden als Fundsachen behandelt. 

 
(4) Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene und zur 

Abholung bereitgestellte Abfälle zu durchsuchen oder 
wegzunehmen. 

 
 

 
§ 21 

Abfallentsorgungsgebühren 
 
Für die Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungsein-
richtung des Abfallwirtschaftsverbandes Lippe und der 
Gemeinde Schlangen und die sonstige Erfüllung abfallwirt-
schaftlicher Aufgaben durch den Abfallwirtschaftsverband 
und der Gemeinde werden Abfallentsorgungsgebühren 
nach der zu dieser Satzung erlassenen Gebührensatzung 
für die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung der Ge-
meinde Schlangen erhoben.  
 

§ 22 
Andere Berechtigte und Verpflichtete 

 
Die sich aus dieser Satzung für die Grundstückseigentümer 
ergebenden Rechte und Pflichten gelten entsprechend für 
Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer und sonstige 
Nutzungsberechtigte im Sinne des Wohnungseigentums-
gesetzes, Nießbraucher sowie alle sonstigen zum Besitz 
eines Grundstücks dinglich Berechtigten. Die Grundstücks-
eigentümer werden von ihren Verpflichtungen nicht 
dadurch befreit, dass neben ihnen andere Anschluss- und 
Benutzungspflichtige vorhanden sind. 
 

§ 23 
Begriff des Grundstücks 

 
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von 
der Eintragung im Liegenschaftskataster und im Grund-
buch und ohne Rücksicht auf die Grundstücks-
bezeichnung jeder zusammenhängende Grundbesitz, der 
eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet.  
 

§ 24 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht ge-

troffenen Regelungen handelt ordnungswidrig, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig dieser Satzung zuwider-
handelt, indem er  

 
a) nach § 3 dieser Satzung ausgeschlossene Abfälle 

dem Abfallwirtschaftsverband Lippe zum Einsammeln 
oder Befördern überlässt; 

b) überlassungspflichtige Abfälle dem Abfallwirtschafts-
verband Lippe nicht überlässt oder von der Gemeinde 
bestimmte Abfallbehälter und Abfallsäcke zum Einfül-
len von Abfällen nicht benutzt und damit dem An-
schluss- und Benutzungszwang in § 6 zuwider han-
delt; 

c) für bestimmte Abfälle vorgesehene Behälter oder Ab-
fallsäcke entgegen § 2 Abs. 3 sowie § 13 Abs. 2, 4 -6 
dieser Satzung mit anderen Abfällen füllt; 

d) Abfallbehälter entgegen den Befüllungsvorgaben in § 
13 Abs.2 , Abs. 4 , Abs.5 und Abs.6 dieser Satzung 
befüllt; 

e) den erstmaligen Anfall von Abfällen oder wesentliche 
Veränderungen des Abfalls gemäß § 17 dieser Sat-
zung nicht unverzüglich anmeldet; 

f) anfallende Abfälle entgegen § 20 Abs. 2 i.V. m § 20 
Abs.4 dieser Satzung unbefugt durchsucht oder weg-
nimmt; 

g) nicht ordnungsgemäß angemeldete Abfallgefäße zur 
Abfuhr bereitstellt (§ 13 Abs.8). 
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 

zu  50.000 Euro geahndet werden, soweit nicht ande-
re gesetzliche Bestimmungen hierfür eine höhere 
Geldbuße vorsehen.  

 
§ 25 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
Die Satzung tritt am Tage nach Ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Abfallentsor-
gung in der Gemeinde Schlangen vom 01.Juni 2006 außer 
Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Abfallentsorgung in der 
Gemeinde Schlangen vom 25.09.2014 wird hiermit öffent-
lich bekanntgemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 646) zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2013 (GV. 
NRW S.878), beim Zustandekommen dieser Satzung (orts-
rechtliche Bestimmung) nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,   

b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss (Ratsbe-
schluss) vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der 
Gemeinde Schlangen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schlangen, den 10.10.2014 
 
 
Knorr 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
 

Anlage 1 zur Satzung über die Abfallentsorgung 
in der Gemeinde Schlangen 

 
1. Zugelassene Abfälle für die Bioabfalltonne  

(grüne Tonne) 
biologisch abbaubare nativ- und derivativ-organische 
Abfälle aus privaten Haushalten und anderen Her-
kunftsbereichen soweit sie nach der Art, Menge und      
Beschaffenheit mit Bioabfällen aus privaten Haushal-
tungen entsorgt werden       können, insbesondere z.B. 
Obst- und Gemüseabfälle, Teeblätter, Kaffeefilter,      
Nussschalen, kleine Mengen kaltes Friteusenfett, Kü-
chenkrepp (kleine Mengen),     Gartenabfälle wie Zim-
mer- und Gartenpflanzen, Sträucher, Strauch- und 
Baum-astschnitt bis zu einem Durchmesser von max. 4 
cm, Rasenschnitt, Unkraut,      Speisereste und Kno-
chen nur aus privaten Haushalten 

 
 
 

 
Nicht aufgeführte Abfälle sind nicht zugelassen: 
z.B. behandeltes Holz, sperriger Baum- und Astschnitt, 
kompostierbare Biomüllbeutel, sämtliche nicht kompos-
tierbaren Abfälle wie Restmüll, Kunststoffe, Metalle, 
nicht entleerte Verpackungen, Glas etc. sowie Küchen- 
und Speisereste,      die nicht in privaten Haushalten 
angefallen sind, Schadstoffe. 

 
2. Zugelassene Abfälle für die Restmülltonne  

(graue Tonne) 
nicht verwertbare Abfälle, wie z.B. Kehricht, kalte 
Asche, Schaumstoff, Porzellan und Steingut, Hygiene-
artikel, Spiegel, Fensterglas, kleine Stücke behandeltes 
Holz, Tapeten, Gummiprodukte, Kerzenstummel, Ziga-
rettenkippen, Putzlappen, Schreibartikel wie Stifte u.ä., 
Rasierklingen etc. 
nicht zugelassen sind: 
z. B. heiße Asche, schlammige und flüssige Abfälle, 
Schadstoffe u.a. Energiesparlampen, Elektro- und 
Elektronikaltgeräte, sperrige Gegenstände 

 
3. Zugelassene Abfälle für die Papiertonne  

(blaue Tonne) 
Sämtliche Papier- und Pappabfälle wie z.B. Zeitschrif-
ten, Kataloge, benutztes Büro- und Schulpapier, unbe-
schichtete Pappverpackungen, Kartons 
nicht zugelassen sind: 
z.B. Tapeten, Kohlepapier  

 
Grundsätzlich gilt: 
Keine sperrigen Abfälle oder Steine in die Abfallbehälter, 
sie können die Behälter und Sammelfahrzeuge beschädi-
gen. Für Schäden durch eine unsachgemäße Behandlung 
oder die Entsorgung nicht zugelassener Stoffe und Gegen-
stände kann der Nutzer haftbar gemacht werden. 
 

Anlage 2 zur Satzung über die Abfallentsorgung der 
Gemeinde Schlangen gemäß § 4 Abs. 1 zu dieser Sat-

zung 
 
Schadstoffsammlung 
Gefährliche Abfälle aus privaten Haushalten  sowie Klein-
mengen  vergleichbarer Abfälle aus Gewerbe- und Dienst-
leistungsbetrieben wie z.B. Pflanzenschutzmittel, Spraydo-
sen mit schädlichen Restinhalten, Leuchtstoffröhren, Ener-
giesparlampen, Medikamente, Farben, Lacke, Pinselreini-
ger 
 
Elektrogeräte 
Kleine Elektrogeräte gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 4 bis max. zur 
Größe eines Toasters 
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492 Hinweis auf das Widerspruchsrecht gegen die 

Datenübermittlung aus dem Melderegister (§ 
18 Abs. 7 des Melderechtsrahmengesetzes – 
MRRG) 

 
Gemäß § 58 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes (WPflG) vom 
16. September 2008 (BGBl. I S. 1886) in der zurzeit gülti- 
gen Fassung übermittelt die Gemeinde Schlangen als Mel-
debe- 
hörde zum Zweck der Übersendung von Informationsmate- 
rial über Tätigkeiten in den Streitkräften dem Bundesamt 
für Wehrverwaltung jährlich bis zum 31. März folgende Da- 
ten zu Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im 
nächsten Jahr volljährig werden: 
 
Familienname, Vorname und gegenwärtige Anschrift. 
 
Die Übermittlung der vorgenannten Daten unterbleibt, 
wenn der Betroffene ihr widersprochen hat (§18 Abs. 7  
MRRG). 
 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 
Das Widerspruchsrecht bezüglich der Datenweitergabe 
Nach § 18 ABs. 7 MRRG steht den Betroffenen ab der 
Vollendung des 15. Lebensjahres zu; sie bedürfen hierzu  
Nicht der Einwilligung oder Genehmigung von Personen, 
die zu ihrer gesetzlichen Vertretung befugt sind. 
 
Der Widerspruch gegen die vorgenannte Datenübermitt- 
lung ist an die Gemeinde Schlangen, Der Bürgermeister, 
Fachbereich 30, Kirchplatz 6, 33189 Schlangen, einzu- 
legen. Vordrucke für das Widerspruchsrecht sind bei der 
Meldebehörde erhältlich. 
 
Der Widerspruch bleibt bis auf Widerruf gültig. 
 
Schlangen, den 01. Oktober 2014 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
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